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Gesetz zu dem Übereinkommen vom 10. März 2009 zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union über die zentrale
Zollabwicklung hinsichtlich der Aufteilung der nationalen
Erhebungskosten, die bei der Bereitstellung der traditionellen
Eigenmittel für den Haushalt der Europäischen Union einbehalten
werden
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Die Mitgliedstaaten erheben Zölle als Einfuhrabgaben, die sie der Europäischen
Union als deren Eigenmittel bereitzustellen haben. Für ihren Verwaltungsaufwand
erhalten die Mitgliedstaaten eine Erhebungskostenpauschale, deren Höhe derzeit
25 Prozent beträgt, die sie von den bereitzustellenden Zöllen abziehen dürfen. Ziel
des Übereinkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den anderen
Mitgliedstaaten als Vertragsparteien der Europäischen Union ist es, die Pauschale
zwischen den tatsächlich an der Einfuhr beteiligten Mitgliedstaaten in einem dem
Aufwand angemessenen Verhältnis aufzuteilen.

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 7. November 2014 beschlossen, gegen den
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen
zu erheben.

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz in seiner Sitzung am 18. Dezember 2014
aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Finanzausschusses
angenommen.

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag
gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.




